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16 „Demokratische“ Absetzung 

eines Dorfvorstehers - Fort

schritt im Aufbau basisde

mokratischer Strukturen?

Anfang Mai feierte die offizielle Ta

geszeitung der südchinesischen Insel

provinz Hainan einen weiteren Durch

bruch im Aufbau ländlicher Basis

demokratie: In dem Dorf Yusha im 

Distrikt Haikou war Ende April der 

Vorsteher des Dorfkomitees, Fu Mao- 

xuan, durch ein demokratisches Ab

stimmungsprozedere der Dorfbewoh

ner abgesetzt worden, ein Ereignis, 

dem als angeblich erstem seiner Art 

besondere Aufmerksamkeit geschenkt 

wurde {Hainan Ribao, 3.5.00, nach 

SWB, 5.5.00).

Laut dem Bericht soll Fu Mao- 

xuan im Januar dieses Jahres durch 

einen eigenmächtigen Grundstücks

verkauf den Unmut der Dorfbewohner 

auf sich gezogen haben. Diese unter

zeichneten daraufhin in ausreichend 

großer Zahl (notwendig ist ein Fünf

tel der wahlberechtigten Personen) ei

ne Petition, in der sie die Absetzung 

des Dorfvorstehers forderten. Auf der 

vierstündigen Dorfsitzung, die darauf

hin einberufen wurde, hatte Fu Gele

genheit zu seiner Verteidigung, die ein 

negatives Abstimmungsergebnis (495 

von 686 abgegebenen Stimmen) gegen 

ihn jedoch nicht verhindern konnte. 

„Um 14.18 Uhr“ desselben Tages war 

seine Absetzung „nach Artikel 16 des 

Gesetzes über dörfliche Selbstverwal

tung der Volksrepublik China“ damit 

rechtskräftig. Parteivertreter beeilten 

sich daraufhin zu betonen, dass „Par

tei und Regierung dem Urteil der Mas

sen vollstes Vertrauen schenken und 

ihre Entscheidung respektieren“, und 

auch Fu selbst wurde mit der Aussage 

zitiert, dass er für das Abstimmungs

ergebnis Verständnis habe und es für 

legitim ansehe (ebd.).

In der Vorführung dieses „formschö

nen“ Aktes ländlicher Basisdemokra

tie scheint die Begeisterung westlicher 

Beobachter widerzuhallen, die im Aus

bau demokratischer Strukturen auf 

der dörflichen Basis seit Mitte der 

achtziger Jahre und insbesondere in 

der Revision des Gesetzes über dörfli

che Selbstverwaltung einen Hoffnungs

funken für die chinesische Menschen

rechtsentwicklung und den Ausgangs

punkt einer „stillen Revolution“ se

hen. Allerdings ist zu sehen, dass das

Hauptziel der chinesischen Führung 

nicht eine „Demokratisierung von un

ten“, sondern vielmehr die Wahrung 

der politischen und gesellschaftlichen 

Stabilität ist. Die Ermöglichung dörf

licher Direktwahlen trägt dem schwin

denden Einfluss der kommunistischen 

Parteiorgane auf dem Land Rechnung. 

Zugleich ist ihr eine psychologische 

Ventilfunktion zugedacht, die verhin

dern soll, dass der Unmut der ländli

chen Bevölkerung auf höhere Ebenen 

durchschlägt (vgl. C.a., 1998/11, Ü 6).

Dem Ziel sozialer Stabilisierung der 

dörflichen Basis scheint man allerdings 

durch den Ausbau der „ländlichen De

mokratie“ bisher nicht wesentlich nä

her gekommen zu sein. Wie eine Be

standsaufnahme vom April dieses Jah

res in der South China Morning Post 

nahelegt, wachsen die sozialen Span

nungen auf dem Land und der Un

mut der Bauern über willkürlich auf

erlegte Abgaben und Steuern, Amts

missbrauch und Korruption (SCMP, 

11.4.00). -hol-

17 Sperre für individuelle Tou

ristenvisa an ausländische 

Journalisten

Laut Meldungen aus Hongkong von 

Anfang Mai vergeben die chinesischen 

Behörden keine individuellen Touris

tenvisa an ausländische Journalisten 

mehr. Von offizieller chinesischer Seite 

wurde allerdings nicht bestätigt, dass 

ein Wechsel der Visapolitik vorliege 

(SCMP, 6.5.00, Ta Kung Pao, 10.5.00, 

nach SWB, 11.5.00).

In der Vergangenheit war es eine re

lativ weit verbreitete und von den 

Behörden offenbar geduldete Praxis 

für ausländische Journalisten, nicht 

nur für private, sondern teilweise auch 

für gemischt privat-berufliche Aufent

halte mit individuellen Touristenvisa 

nach China einzureisen. Häufigen Ge

brauch von dieser Praxis schienen vor 

allem in Hongkong stationierte auslän

dische Journalisten zu machen.

Im Gegensatz dazu wurde nun Jour

nalisten, die ein individuelles Touris

tenvisum beantragten, dieses verwei

gert. Stattdessen wurden sie aufge

fordert, sich einer offiziell betreuten 

Touristengruppe anzuschließen. Chi

nesische Journalisten in Hongkong, 

die mit Besuchserlaubnissen auf das

Festland einreisen können, sind davon 

nicht betroffen.

Die veränderte Praxis hat einige Ver

unsicherung ausgelöst. Kommentato

ren zeigten sich vor allem überrascht, 

dass gerade im Vorfeld der Entschei

dung im US-amerikanischen Reprä

sentantenhaus über die Normalisie

rung der Handelsbeziehungen mit Chi

na auf ein solches Verhalten nicht ver

zichtet wurde, das in krassem Wider

spruch zur wirtschaftlichen Liberali

sierung und Öffnung des Landes steht 

(SCMP, 6.5.00). -hol-

Wissenschaft, Bildung,

Gesellschaft, Kultur

18 Forderung nach mehr Paten

tierungen

Die Guangming-Zeitung hat kürzlich 

an Wissenschaftler und Techniker ap

pelliert, mehr Gebrauch von der Mög

lichkeit der Patentierung ihrer Erfin

dungen und Entdeckungen zu ma

chen. Da der Gedanke des intellek

tuellen Eigentums in China schwach 

ausgeprägt sei, würden für eine große 

Anzahl wissenschaftlicher Forschungs

ergebnisse keine Patente angemeldet, 

und auf diese Weise gingen viele die

ser Werte einfach verloren. Pro Jahr, 

so heißt es in dem Blatt, würden 

auf Staatsebene gut 30.000 bedeuten

de wissenschaftlich-technische Ergeb

nisse vorgelegt, doch für zwei Drittel 

von ihnen würde kein Patent angemel

det. In einem guten Jahrzehnt habe 

China mehr als 110.000 Erfindungen 

der Welt unentgeltlich zur Verfügung 

gestellt. Nur weil man oft die Gebühr 

von einigen tausend oder zehntausend 

Yuan für die Anmeldung eines Patents 

nicht ausgeben wolle, würden leicht

fertig lukrative internationale Märkte 

aufgegeben.

Insbesondere der vor mehr als zehn 

Jahren eingerichtete „Plan 863“, ein 

staatliches Programm zur High Tech- 

Entwicklung, habe schon eine Vielzahl 

von Produkten mit großer sozioöko

nomischer Bedeutung hervorgebracht. 

Doch von den rund 2.000 Ergebnis

sen seien gerade einmal etwas mehr als 

400 Patente angemeldet worden, das 
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sei noch nicht einmal 25%, und unter 

diesen seien nur 20 Patente im Aus

land angemeldet worden, 5% der an

gemeldeten Patente.

Die Verluste, die dadurch entstan

den seien, dass man für High Tech- 

Erfindungen nur in China und nicht 

im Ausland Patente angemeldet ha

be, seien beklagenswert. Gemäß Pa

tentgesetz hätten Patente immer einen 

territorialen Geltungsbereich, d.h. ei

ne Erfindung, die in China patentiert 

sei, könne in einem anderen Land, wo 

sie keinen Schutz genieße, unentgelt

lich genutzt werden. Deshalb würden 

Unternehmen in entwickelten Ländern 

sich nach der Patentierung ihrer Er

findungen im eigenen Land mit Blick 

auf gute internationale Märkte auch 

gleich die Rechte im Ausland sichern. 

Dies sei in China nicht so. Bis 1998 sei

en in China 115.900 Erfindungen pa

tentiert worden, doch in den 14 Jah

ren seit 1985 seien nur knapp 3.000 

Patente im Ausland angemeldet wor

den. Dies bedeute, dass 113.000 Er

findungen dem Ausland unentgeltlich 

zur Verfügung gestellt worden seien. 

Erschwerend komme noch hinzu, dass 

das Ausland in zunehmendem Ma

ße in China Patente anmelde. Insbe

sondere in der Informationstechnolo

gie machten ausländische Patente 90% 

aus. (GMRB, 11.5.00)

Angesichts des traditionell schwach 

ausgebildeten Bewusstseins für den 

Schutz geistigen Eigentums ist es ei

nerseits sicherlich nötig, immer wie

der an chinesische Unternehmer und 

Erfinder zu appellieren, ihre Erfindun

gen in stärkerem Maße patentieren zu 

lassen. Andererseits dürfte nicht je

de in China gemachte Erfindung für 

das Ausland interessant sein. Insofern 

scheint das Argument, China stelle der 

Welt jährlich eine Vielzahl von Erfin

dungen unentgeltlich zur Verfügung, 

wenig stichhaltig zu sein, -st-

19 Drei neue Universitäten in 

Wuhan

In Wuhan, Hauptstadt der Provinz 

Hubei, sind durch Zusammenschluss 

von neun tertiären Bildungseinrich

tungen drei neue Universitäten ent

standen:

1. Die Zentralchinesische wissenschaft

lich-technische Universität (Huazhong 

keji daxue), die aus der ehemaligen

Hochschule für Natur- und Ingenieur

wissenschaften, der Tongji-Hochschule 

für Medizin und der Wuhaner Hoch

schule für Städtebau gebildet wurde. 

Zugleich ist in der neuen Universi

tät auch die wissenschaftlich-techni

sche Berufshochschule Wuhan aufge

gangen. Die Zentralchinesische wissen

schaftlich-technische Universität ist 

eine dem Bildungsministerium unter

stehende Schwerpunkthochschule. Zu

vor waren die einzelnen Hochschu

len verschiedenen Ministerien unter

stellt. Es handelt sich um eine um

fassende Universität, an der sowohl 

Natur- als auch Geistes- und Ver

waltungswissenschaften gelehrt wer

den, deren Schwerpunkte jedoch Infor

matik und Biowissenschaften bilden. 

Die Personalstärke der Universität be

trägt über 10.000 (Lehr- und ande

res Personal), darunter allein über 700 

Professoren, die Zahl der Studenten 

gut 33.000, davon 4.900 Postgraduier

te (XNA, 27.5.00).

2. Die Zentralsüdchinesische Universi

tät für Finanz-, Wirtschafts-, Politik- 

und Rechtswissenschaft {Zhongnan 

cai jing zheng fa daxue), die sich 

aus den ehemaligen Zentralsüdchi

nesischen Hochschulen für Finanz- 

und Wirtschaftswissenschaft und für 

Politik- und Rechtswissenschaft zu

sammensetzt. Ihre Schwerpunkte bil

den Wirtschafts- und Rechtswissen

schaft sowie Betriebswirtschaft, aber 

es sind auch Geistes- und Naturwis

senschaften vertreten.

3. Die Wuhan-Universität für Natur- 

und Ingenieurwissenschaften (Wuhan 

ligong daxue), die durch Zusam

menschluss der ehemaligen Wuhaner 

Hochschule für Ingenieurwesen, der 

Wuhaner Hochschule für Verkehrswis

senschaft und -technik und der Wuha

ner Hochschule für Kfz-Mechanik ent

standen ist. Schwerpunkte dieser Uni

versität sind acht große Disziplinen 

im Bereich der technischen Wissen

schaften. Sie zählt über 30.000 Stu

denten, darunter 2.200 Postgraduier

te. (RMRB, 29.5.00)

Die Hochschulzusammenschlüsse, die 

im Hinblick auf das sog. „Projekt 211“ 

vorgenommen werden, sollen die Uni

versitäten leistungs- und konkurrenz

fähiger machen. Die in das „Projekt 

211“ aufgenommenen 100 Universitä

ten sollen im 21. Jh. zu den besten

Universitäten der Welt zählen (vgl. 

dazu C.a., 2000/4, Ü 23). -st-

20 Beijing erhöht Studienge

bühren

Die Beijinger Stadtregierung hat kürz

lich per Erlass die Erhöhung der Stu

diengebühren um maximal 20% ver

fügt. Danach betragen die Studienge

bühren an regulären Hochschulen bis 

zu 4.200 Yuan pro Jahr, an Schwer

punktuniversitäten bis zu 5.000 Yuan 

pro Jahr und an Schwerpunkthoch

schulen für Medizin und Fremdspra

chen bis zu 6.000 Yuan pro Jahr. 

Studenten der Fachrichtungen Pä

dagogik, Agronomie, Forstwirtschaft, 

Sport, Schifffahrt und Nationalitäten

studien zahlen nach wie vor kein Stu

diengeld, weil es sich hier um Mangel

fächer handelt. Für Studenten aus be

dürftigen Familien sollen laut Erlass 

die Studiengebühren reduziert oder er

lassen werden. (XNA, 27.5.00)

Während vor der Hochschulreform das 

Hochschulstudium in China kosten

los war, wurden Anfang der neun

ziger Jahre zunächst auf experimen

teller Basis, in der zweiten Hälfte 

des Jahrzehnts generell Studiengebüh

ren eingeführt. Die Begründung ist, 

dass für Bildung, die nicht inner

halb des Pflichtschulbereichs erwor

ben wird, gezahlt werden muss. Seit

dem sind die Universitäten daran in

teressiert, die Zahl ihrer Studenten zu 

erhöhen, weil Studiengebühren mitt

lerweile einen wesentlichen Teil ihres 

Budgets ausmachen. In China ist eine 

breite Mittelschicht im Entstehen, die 

nicht nur die Mittel, sondern auch die 

Bereitschaft hat, in die Ausbildung ih

rer Kinder zu investieren, -st-

21 Unruhe unter Beijinger Stu

denten

In der zweiten Maihälfte kam es auf 

dem Campus der Beijing-Universität 

zu Demonstrationen. Sie wurden aus

gelöst durch den Mord an einer Stu

dentin. Diese war am 19. Mai nachts 

auf dem Nachhauseweg zu ihrem Stu

dentenheim Opfer einer Vergewalti

gung und eines Mordes geworden. Sie 

hatte den letzten Bus verpasst und 

musste mehrere Kilometer zu Fuß lau

fen. Am folgenden Morgen wurde ih

re Leiche unweit der Straße, die zum
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Campus führt, gefunden. Die Studen

ten kritisieren die schlechten Verkehrs

verbindungen zwischen Hauptcampus 

und den Studentenheimen; dadurch 

komme es immer wieder zu Belästi

gungen von Studentinnen und Über

griffen. Deshalb verlangen sie mehr 

Sicherheit. Angesichts des bevorste

henden Jahrestages des 4. Juni 1989 

hatte die Parteiführung der Univer

sität zunächst angeordnet, den Mord 

nicht bekannt zu machen, um Unru

hen zu verhindern. Die Nachricht hat

te sich jedoch über ein elektronisches 

Nachrichtenbulletin schnell verbreitet, 

und am 23. Mai gab schließlich auch 

die Universitätsverwaltung den Vorfall 

bekannt. Wohl hauptsächlich mithilfe 

des Internet wurde zu einer Gedenk

demonstration auf dem Campus auf

gerufen.

Am Abend des 23. Mai fanden sich 

rund 2.000 Studenten zu einer Mahn

wache mit Kerzen auf dem Campus 

der Beijing-Universität ein. Am fol

genden Abend fanden ähnliche De

monstrationen statt. Dabei wurden 

der Rücktritt des Ministers für öffent

liche Sicherheit, des Beijinger Polizei

chefs und sogar der Bildungsministe

rin sowie Gespräche mit der Univer

sitätsleitung gefordert; die Regierung 

wurde der Nachlässigkeit bezichtigt, 

die Universitätsverwaltung der Kor

ruption, Inkompetenz und Herzlosig

keit. Außerdem wurden eine Gedenk

veranstaltung für die ermordete Stu

dentin, mehr Sicherheit auf dem Uni

versitätsgelände und bessere Lebens

bedingungen gefordert. Am Vormit

tag des 24. Mai stellte sich der Vize

präsident der Universität einem Ge

spräch mit den Studenten, in dem 

er Verständnis für deren Sorgen zeig

te. Doch als die Studenten provozie

rende Fragen stellten, soll er sich in 

das Verwaltungsgebäude zurückgezo

gen haben. Am Abend desselben Ta

ges sprach Universitätspräsident Xu 

Zhihong zu den Studenten, allerdings 

nur in Abwesenheit über Lautspre

cher. Er versprach Gespräche und eine 

Gedenkveranstaltung, erntete von Sei

ten der Studenten jedoch nur Hohnge

lächter.

Auch zahlreiche Plakate waren auf

gestellt worden, auf denen die Uni

verwaltung und die Regierung kriti

siert wurden. Auf einem Plakat war 

zu lesen: „Wir können nicht wieder 

schweigen, wir müssen unsere Stim

me laut erheben!“, auf einem anderen: 

„Macht diese Gedenkstätte zu einem 

Forum für Demokratie, zu einem offe

nen Raum für Studenten und Dozen

ten!“

Im Übrigen hatten die Behörden an

geordnet, das Universitätsgelände von 

Polizei in Zivil zu umstellen, um ein 

Übergreifen der Demonstrationen und 

Proteste nach draußen zu verhindern. 

(SCMP, 25. u. 26.5.00)

Am 25. Mai fand dann in der Au

la der Universität eine Gedenkveran

staltung statt, zu der etwa 3.000 Stu

denten erschienen waren. Es soll die 

größte Versammlung von Studenten 

seit den Protesten von 1989 gewesen 

sein. Als reine Trauerkundgebung ver

lief die Veranstaltung völlig unpoli

tisch. Die Studenten schritten in Vie

rerreihen an dem Bild der ermorde

ten Studentin vorbei, verbeugten sich 

und legten Blumen und Trauerbot

schaften nieder. (SCMP, 26.5.00) Die 

Studenten hatten zudem eine „Online- 

Gedenkstätte“ eingerichtet, auf der 

Tausende von Beileidsbekundungen 

eingingen; bis zum Nachmittag des 26. 

Mai waren es bereits mehr als 16.000 

(SCMP, 27.5.00).

Die zweitägigen Studentendemonstra

tionen und die nur auf die Forde

rung der Studenten hin zu Stande 

gekommene Gedenkveranstaltung zei

gen, dass die Studenten sich durch

aus nicht nur passiv und unpolitisch 

verhalten, wie sie seit dem 4. Juni 

1989 oft charakterisiert werden. Stu

dium und Karriere mit dem Ziel, ein

mal gut zu verdienen, stehen gemein

hin zwar an erster Stelle ihrer Prioritä

tenliste; dies bedeutet aber nicht, dass 

die Studenten nicht bereit wären, ih

re Interessen zu artikulieren und sich 

als selbstbewusste Gruppe zu geben. 

In diesem Falle hatte sich der Unmut 

der Studenten als Folge der fehlen

den und dann zu späten Reaktion der 

Universitätsverwaltung auf den Mord 

an ihrer Kommilitonin entladen. Dem 

Mord sollen allerdings schon seit län

gerer Zeit Klagen von Seiten der Stu

denten über mangelnde Sicherheit auf 

dem Campus sowie über schlechte Le

bensbedingungen vorausgegangen sein 

(vgl. SCMP, 27.5.00). Der Mord ge

schah also zu einer Zeit, in der ohnehin 

unter der Studentenschaft allgemeine 

Unzufriedenheit herrschte.

Die Universitätsverwaltung scheint 

sich der krisenhaften Situation be

wusst gewesen zu sein und hat ent

sprechend unsicher reagiert, indem sie 

zunächst versuchte, das Verbrechen 

zu verschweigen, und als dies nicht 

mehr möglich war, beschwichtigend 

auf die Studenten einzuwirken. Teil 

dieser Taktik war, dass man den Wün

schen der Studenten teilweise entge

genkam und zugleich die Kontrolle 

über Studenten und Dozenten ver

schärfte, nicht zuletzt aus Furcht vor 

möglichen Unruhen anlässlich des na

henden Jahrestages des 4. Juni 1989.

Bemerkenswert ist zudem, dass die 

festlandchinesischen Medien nicht 

über den Vorfall berichteten. Ledig

lich die englischsprachige China Daily 

brachte Berichte aus offizieller Sicht 

(SCMP, 27.5.00). Es war wieder ein

mal die Hongkonger Presse, die über 

die Ereignisse eingehend berichtete 

und damit ihre wichtige Funktion 

in der chinesischen Medienlandschaft 

wahrnahm, -st-

22 Beschluss über Geburtenre

gelung

ZK und Staatsrat haben am 2. März 

2000 einen „Beschluss über die Stär

kung der Bevölkerungs- und Gebur

tenplanungsarbeit und die Stabilisie

rung des niedrigen Geburtenniveaus“ 

verabschiedet. Er wurde am 8. Mai 

in der Presse veröffentlicht (s. RMRB, 

GMRB, 8.5.00) und besteht aus fünf 

Abschnitten mit insgesamt 20 Punk

ten. In dem Beschluss wird deutlich 

gemacht, dass der Staat an der stren

gen Geburtenregelungspolitik festhal

ten will. Die Geburtenplanung wird 

als langfristige Aufgabe angesehen, 

von deren Gelingen das Wohl der Na

tion abhänge. Grundlegende Ziele sind 

die Beschränkung der Bevölkerungs

zahl und die Verbesserung der Be

völkerungsqualität. Als mittelfristiges 

Ziel wird ein Anwachsen der Bevölke

rung auf maximal 1,4 Mrd. bis zum 

Jahr 2010, als längerfristiges Ziel Null

wachstum genannt. Ansonsten wird 

die bisherige Bevölkerungspolitik be

stätigt.

Die wichtigsten Punkte des Dokumen

tes werden im Folgenden zusammen

gefasst wiedergegeben:

1. Die Stabilisierung des niedrigen 

Geburtenniveaus als wichtige und 
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schwierige Aufgabe: In diesem Ab

schnitt werden die Grundlagen und 

Schwierigkeiten der Bevölkerungspoli

tik erläutert. Geplant ist, die Bevölke

rung in den kommenden Jahrzehnten 

auf Nullwachstum zu bringen, nach

dem der Gipfel von ca. 1,6 Mrd. über

schritten ist. Dies ist aber nur unter 

der Voraussetzung zu erreichen, dass 

sich die niedrige Geburtenrate stabili

siert. Man geht davon aus, dass in den 

kommenden zehn und mehr Jahren die 

Bevölkerung pro Jahr um 10 Mio. zu

nimmt. Als erschwerend kommen der 

Druck auf die Beschäftigung und die 

Alterung der Bevölkerung hinzu, so

dass enorme Widersprüche zwischen 

Bevölkerung auf der einen und Wirt

schaft, Gesellschaft, Ressourcen und 

Umwelt auf der anderen Seite entste

hen. Die Schwierigkeiten bei der Sta

bilisierung der niedrigen Geburtenra

te werden vor allem in der regional 

ungleichen Entwicklung, in den man

gelhaften sozialen Sicherungssystemen 

und im Einfluss traditioneller Vorstel

lungen gesehen. Das kommende Jahr

zehnt wird als entscheidend betrach

tet.

2. Ziele und Politik der Geburtenpla

nung im kommenden Jahrzehnt: Als 

konkretes Ziel wird fest gelegt, dass 

die Bevölkerung Chinas (ohne Hong

kong, Macau und Taiwan) bis 2010 

nicht über 1,4 Mrd. wachsen und 

die durchschnittliche Zuwachsrate pro 

Jahr nicht über 15 Promille hinaus

gehen darf. Die Qualität der Bevöl

kerung soll sich in diesem Zeitraum 

deutlich erhöhen. Diese Ziele sollen auf 

der Grundlage der folgenden Politik 

erreicht werden:

- Beschleunigung der sozioökonomi

schen Entwicklung unter größter 

Wertschätzung von Wissenschaft 

und Bildung und damit Anhe

bung des Lebensstandards und der 

Qualität der Bevölkerung, um ei

ne ausgeglichene Entwicklung zwi

schen Bevölkerung sowie Wirt

schaft, Gesellschaft, Ressourcen 

und Umwelt herbeizuführen.

- Propagierung von Spätehen und 

späten Geburten sowie der Ein- 

Kind-Ehe. Unter besonderen Um

ständen kann nach dem Gesetz 

ein zweites Kind gewährt wer

den. Die nationalen Minderhei

ten müssen ebenfalls Geburtenpla

nung durchführen. Die konkreten

Bestimmungen werden von den 

Provinzen festgelegt.

- Es soll zu beiderseitigem Vorteil 

auf Kooperation zwischen Staat 

und Bevölkerung gesetzt werden.

- Der Schwerpunkt der Arbeit ist 

auf das Land zu verlegen, insbe

sondere in Mittel- und Westchina, 

wobei die Städte und der Osten ei

ne Vorbildfunktion einnehmen sol

len. An den „drei Hauptsachen“ 

(san wei zhu), nämlich Erziehung, 

Verhütung und kontinuierliche Ar

beit, soll festgehalten werden.

3. Verbesserung des Kontrollsystems 

und der betr. sozialen und wirtschaft

lichen Maßnahmen: Die Verwaltun

gen aller Ebenen werden zu verstärk

ter Kontrolle angehalten, insbeson

dere die Registrierung der Geburten 

und das Gesetzessystem sollen verbes

sert werden. Tatsächliche Schwierig

keiten sollen durch Hilfsmaßnahmen 

und Unterstützung bedürftiger Fami

lien gelöst werden. Auf dem Lande 

soll die Politik verfolgt werden: „Bei 

mehr Menschen vermehrt sich der Bo

den nicht, bei weniger Menschen ver

ringert sich der Boden nicht.“ Bei Fa

milien, die gegen die Geburtenrege

lung verstoßen, sollen wirtschaftliche 

Sanktionen erteilt werden, deren Hö

he von der jeweiligen Provinz festzu

setzen ist. Für Familien mit Einzel

kind gibt es verschiedene Vergünsti

gungen, z.B. bei der Ruhestandsrege

lung der Eltern, bei Bodenzuteilung, 

Einkommen aus kollektiven Unterneh

men, bei der Ausbildung, Beschäfti

gung, medizinischen Versorgung und 

Wohnraum. Vor allem aber sollen die 

sozialen Sicherungssysteme ausgebaut 

werden, insbesondere die Alters- und 

Krankenversicherung.

4. Aufbau eines Kontrollsystems für 

die Bevölkerungs- und Geburtenpla

nungsarbeit, das zu einer sozialisti

schen Marktwirtschaft passt: Partei 

und Regierungen aller Ebenen sol

len sich gemeinsam mit allen ge

sellschaftlichen Kräften der Aufga

ben annehmen. Die Kontrolle der 

Wanderbevölkerung wird als beson

ders wichtig herausgestellt. Nament

lich die Propaganda-, Erziehungs-, 

Wissenschafts- und Kulturabteilun

gen sollen mit allen Mitteln Basiswis

sen über Geburtenregelung verbreiten. 

Zugleich sind die technischen Dienste 

zu verbessern, vor allem wirksame und 

geeignete Verhütungsmittel bereitzu

stellen.

5. Stärkung der Führung durch Par

tei und Regierung: Ausgehend von 

der Feststellung, dass die Führung 

durch Partei und Regierung die Ge

währ für eine gute Bevölkerungs- und 

Geburtenplanungsarbeit bietet, wer

den die Parteiorganisationen und Re

gierungen aller Ebenen aufgerufen, die 

Geburtenplanung als prioritäre stra

tegische Aufgabe zu behandeln. Die 

Zentrale veranstaltet jedes Jahr ei

ne nationale Konferenz über Bevölke

rungsarbeit und überwacht die Pro

vinzen, die jährlich Berichte an die 

Zentrale zu geben haben. Ausdrück

lich wird hervorgehoben, dass Ka

der, die sich nicht an die Vorschriften 

halten, streng bestraft werden. Auf 

die Schulung des in der Geburtenpla

nungsarbeit tätigen Personals soll be

sonderer Wert gelegt werden. Schließ

lich werden die Finanzverwaltungen 

aller Ebenen aufgerufen, die notwendi

gen Mittel für die Geburtenplanungs

arbeit bereitzustellen. Bis zum Jahr 

2005 sollen pro Kopf und pro Jahr 

mindestens 10 Yuan für Geburtenpla

nung aufgewendet werden.

Angesichts des Fehlens eines nationa

len Geburtenplanungsgesetzes kommt 

diesem Beschluss der Zentrale großes 

Gewicht zu. Wie der Beschluss bestä

tigt, sind die Provinzen für die Aus

formulierung der Bestimmungen über 

die Geburtenregelung zuständig. Le

diglich für die Wanderbevölkerung hat 

die Zentralregierung 1991 „Maßnah

men“ zur Geburtenkontrolle erlassen. 

Zwar betont die politische Führung 

bei jeder Gelegenheit die Notwendig

keit, an der strengen Familienplanung 

festzuhalten, aber auf lokaler Ebe

ne wird die Geburtenregelungspolitik 

vielfach lax gehandhabt oder umgan

gen. Dabei gehen die Kader häufig 

mit schlechtem Beispiel voran. Die

ser Beschluss soll klarstellen, dass die 

Eindämmung des Bevölkerungswachs

tums weiterhin auf der Tagesordnung 

steht und der Staat keine Lockerung 

in Aussicht stellt, -st-




